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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit ersucht den 
federführenden Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, folgende 
Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. begrüßt die Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Die Funktionsweise der 
Lebensmittelversorgungskette in Europa verbessern“, weil ein großes 
Kräfteungleichgewicht zwischen den einzelnen Akteuren festgestellt wird, hält aber die 
darin vorgeschlagenen Maßnahmen für unzureichend, um dieses Problem zu beheben;

2. bedauert, dass die hohen Preise, die von den Verbrauchern gezahlt werden, in keinem 
Verhältnis zu den Preisen stehen, die den europäischen Landwirten gezahlt werden, und 
bekräftigt, dass eine gerechtere Verteilung der Wertschöpfung auf die einzelnen Glieder 
der Kette erreicht werden sollte;

3. fordert die Umsetzung einer europäischen Strategie zur Verbesserung der 
Verhandlungsposition der schwächsten Glieder in der Kette, insbesondere im 
Primärsektor; ist der Ansicht, dass unter Beachtung der Besonderheiten des Agrarsektors 
unter anderem das europäische Wettbewerbsrecht geändert und die Leitlinien für die 
Tätigkeit der nationalen Wettbewerbsbehörden angeglichen werden sollten;

4. fordert eine Erfassung der missbräuchlichen Praktiken auf dem Markt, wie Weiterverkauf 
mit Verlust oder Verkaufsprovisionen, und deren ausdrückliches Verbot durch die 
Europäische Union; fordert die Einrichtung eines öffentlichen Verzeichnisses, in das 
Unternehmen, die gegen Vorschriften verstoßen, eingetragen werden, sowie die Schaffung 
einer Sanktionsregelung;

5. hebt insbesondere hervor, dass die europäischen Rechtsvorschriften im Hinblick auf 
verspätete Zahlungen an die Lieferanten verschärft werden sollten, und zwar bei 
Verträgen sowohl mit öffentlich-rechtlichen Körperschaften als auch mit privaten 
Partnern; fordert zudem, dass auf europäischer Ebene Maßnahmen getroffen werden, um 
den unlauteren Wettbewerb im Zusammenhang mit der Vermarktung von Eigenmarken 
durch die Lebensmittelunternehmen zu unterbinden;

6. ist der Auffassung, dass eine bessere Integration der einzelnen Glieder der Kette in 
Branchenverbände gefördert, Verhaltenskodizes eingeführt und freiwillige Musterverträge 
erarbeitet werden sollten, deren Einhaltung die Mitgliedstaaten in bestimmten Fällen, vor 
allem in Bezug auf verderbliche Erzeugnisse, für verbindlich erklären können. 


